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Preisverordnung Nr. 341.
— Verordnung über die Kalkulationsvorschriften 

zum Zwecke der Preisbildung 
der volkseigenen Betriebe des Maschinenbaues —

Vom 26. Januar 1954
Die Verordnung vom 30. Oktober 1952 über das Rech­

nungswesen der zentralgeleiteten volkseigenen Betriebe 
der Industrie (GBl. S. 1117) macht eine Umstellung der 
für die volkseigenen Betriebe des Maschinenbaues ver­
bindlichen Kalkulationsvorschnften zum Zwecke der 
Preisbildung erforderlich.

Es wird daher folgendes verordnet:

§ 1
(1) Alle Betriebe des Ministeriums für Maschinenbau 

haben zum Zwecke der Preisbildung nach den Vor­
schriften des Rechnungswesens gemäß den Grund­
sätzen für das Rechnungswesen der volkseigenen Be­
triebe — Industrie — (Schriftenreihe Deutsche Finanz­
wirtschaft, Heft 25) zu kalkulieren.

(2) Alle anderen volkseigenen Betriebe, die Erzeug­
nisse der Warengattung 27 56, der Warenzweige 27 7 
und 28 7 und der Warengruppen 29 bis 39 des Allgemei­
nen Warenverzeichnisses des Statistischen Zentral­
amtes, 3. Auflage (Juni 1952) hersteilen, haben zur Er­
mittlung der Preise für diese Erzeugnisse die Bestim­
mungen dieser Verordnung anzuwenden.

(3) Ausgenommen von den Bestimmungen der Ab­
sätze 1 und 2 sind Betriebe, die nicht verpflichtet sind, 
die Verordnung vom 30. Oktober 1952 über das Rech­
nungswesen der zentralgeleiteten volkseigenen Industrie 
anzuwenden.

§ 2
(1) Die Betriebe haben unter Beachtung der Bestim­

mungen des § 1 Abs. 1 für neu in die Produktion auf­
genommene Erzeugnisse Anträge zur Bewilligung von 
Festpreisen den zuständigen Ministerien oder Staats­
sekretariaten vorzulegen.

(2) Betriebe, die die Preise für bestimmte Erzeug­
nisse bzw. Leistungen auf Grund bewilligter Kalku­
lationsschemata in eigener Verantwortung bilden dürfen, 
haben die Bestimmungen des § 1 anzuwenden.

§ 3
(1) Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung gültigen 

Festpreise bleiben von diesen Bestimmungen un­
berührt.

(2) Preisangaben in laufenden Verträgen werden von 
den Bestimmungen der Verordnung nicht berührt.

§ 4
(1) Durchführungsbestimmungen erläßt das Ministe­

rium für Maschinenbau mit Zustimmung der Staatlichen 
Plankommission und des Ministeriums der Finanzen.

(2) Ergänzende Kalkulationsanweisungen für Spezial­
gebiete erlassen unter Beachtung der Bestimmungen 
dieser Verordnung die Ministerien und Staatssekre­
tariate im Rahmen ihres Zuständigkeitsbereiches mit 
Zustimmung der Staatlichen Plankommission und des 
Ministeriums der Finanzen.

§ 5
(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1954 in 

Kraft.
(2) Für den Anwendungsbereich dieser Verordnung 

werden mit ihrem Inkrafttreten alle entgegenstehenden 
Bestimmungen, insbesondere auch die Preisanordnung 
Nr. 42 über die Abrechnung von Aufträgen über Einzel­
fertigung von Ausrüstungen (PrVOBl. 1948 S. 134) auf­
gehoben.

Berlin, den 26. Januar 1954
Ministerium für Maschinenbau 

Rau
Stellvertreter des Ministerpräsidenten_____________

Erste Durchführungsbestimmung 
zur Preisverordnung Nr. 341.

— Verordnung über die Kalkulationsvorschriften 
zum Zwecke der Preisbildung 

der volkseigenen Betriebe des Maschinenbaues —• 
Vom 26. Januar 1954

Auf Grund des § 4 Abs. 1 der Preisverordnung Nr. 341 
vom 26. Januar 1954 — Verordnung über die Kalku­
lationsvorschriften zum Zwecke der Preisbildung der 
volkseigenen Betriebe des Maschinenbaues (GBl. S. 101) 
wird für das Planjahr 1954 folgendes bestimmt:

§ 1
(1) Bei Aufstellung von Kalkulationen zu Preis­

bildungszwecken ist das Kalkulationsschema des


